Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1420 


Antrag 

der Abgeordneten Roser, Dr, Martin, Lemmrich, 
Dr. Probst, Röhner und Genossen 


Sachgebiet 22 


betr. europäische Hochschulpolitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, Auskunft zu geben 

1. über den Stand der gegenseitigen Anerkennung der aka- 
demischen Zeugnisse 

a) innerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften, 

b) innerhalb der Mitgliedstaaten des Europarates, 

c) im Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zu den 
Vereinigten Staaten; 

2. über die Initiativen, die zur Förderung der Anerkennung 
der akademischen Zeugnisse ergriffen sind 

a) von der Bundesrepublik Deutschland, 

b) von Frankreich, 

c) von den anderen Staaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten, 

d) von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften; 

3. über den Stand der Arbeiten zur Harmonisierung der Stu- 
diengänge 

a) in der Bundesrepublik Deutschland, 

b) in Frankreich unter besonderer Berücksichtigung des 
französischen Hochschulrahmengesetzes und der jüng- 
sten Initiativen des französischen Erziehungsministers; 

4. über die Zielvorstellungen der Bundesregierung und der 
Kultusministerkonferenz im Bereich der akademischen Frei- 
zügigkeit in Europa; 
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5. über den Stand der Arbeiten zur Gründung der ersten euro 
päischen Universität in Florenz. 


Bonn, den 12. November 1970 
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Begründung 

„Zwölf Jahre sind seit der Gründung der Gemeinschaft ver- 
gangen; die Übergangszeit, in der ein gemeinsamer Waren- 
markt bestand, ist zu Ende gegangen, und die Gemeinschaft 
steht vor einem neuen Abschnitt ihres Aufbaus . . . Bisher 
hat der Bereich der Bildung nur sehr wenig Anteil an dem 
Integrationsprozeß der Gemeinschaft genommen. Die feh- 
lende Harmonisierung auf diesem Gebiet hemmt die Frei- 
zügigkeit und die Niederlassung von Führungskräften und 
damit den wirtschaftlich-industriellen Einigungsprozeß. In 
den — bisher allerdings fruchtlosen — Diskussionen über 
die Schaffung einer europäischen Universität ist die Not- 
wendigkeit einer engeren Zusammenarbeit aller Universitä- 
ten in Europa anerkannt worden. Diesen Weg müßten wir 
heule einschlagen. Die Neugründungen sollten dabei der 
Ausbildung von Spezialisten Vorbehalten bleiben. Das Ziel 
einer europäischen Bildungspolitik sollte zunächst die ge- 
genseitige Anerkennung der Diplome und sodann eine 
gevrisse Annäherung der Lehrpläne und Lehrmethoden zur 
Erleichterung des Professoren- und Studentenaustausches 
sein . . . Auch müßte gemeinsam auf europäischer Ebene 
nach den besten Lösungen für die schwierigen Probleme der 
Bildungskrise gesucht werden . . . Die Notwendigkeiten der 
wirtschaftlichen Entwicklung erfordern nicht, wie oft ge- 
glaubt wird, eine immer stärker zweckbezogene . . . Ausbil- 
dung, sondern vielmehr eine breite Grundausbildung . . . 
So ist es nicht übertrieben zu behaupten, daß sich humani- 
slische und v/irtschai fliehe Anlierien in echt europäischem 
Geiste durchaus miteinander vereinbaren lassen". 

Zur Begründung des Antrags bleil)t diesem Zitat aus dem Memo- 
randum der Eurojiüischen Kommission über „die Industriepoli- 
lik der Gemeinschaft" vom März 1970 nur noch folgendes hin- 
zuzufügen: 


In alien Staeiten Europas ist ein Reformprozeß des Hochschul- 
wesens in Gang gekommen. Es steht zu befürchten, daß Refor- 
men ausgearbeitet und durchgeführt werden, die zwar über- 
holte SlriLkluien verändern, gleichwolil aber die traditionelle 
Abkapselung der nationalen Universitäten nicht überwinden. 
In einer Zeit größter vvirtschafliieuer Freizügigkeit und Solida- 
rität in Europa besieht ein Interesse der Gcsclischaft daran, dem 
akadoiiiii’Clicn Nachwuchs beizeiten einen eatsprechenden Grad 
von Freizügigkeit zu crölfneii und die Vorausselzungen für ein 
o])liinal koordiniertes eiiro])äisches Hodischuibiidiu^gssysiem 
zu schaben. Auf diese Weise läßt sich das trolz boribestehens 
einer beiechtigten Vielfalt erforderliche Maß an Einheillich- 
kfüt erreichen, ohne das die angestrebte Einigung Europas nicht 
denkbar ist. 
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